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Wer büßtfür dieLücken?

Derforsche Umgang der
Regierung mit den

Finanzenvon Pflege- und
Krankenversicherung

sorgtfür Unmut.
Finanzierungslücken
führen dazu, dassdas
Solidarprinzipin Frage

gestellt wird.

Mal zu viel, mal zu wenig
Geld in der Kasse, beides
schafft Probleme für Pflege-
versicherung und Kranken-
versicherung. Und beides
droht demzuständigen Minis-
ter Carlo Wagner zum Ver-
hängnis zu werden. Bei der
Pflegeversicherung überstei-
gen die angesammelten Re-
serven diei mGesetz vorgese-
hene Höchstgrenze. Was tun
mit dem Geld? Man hätte es
an die ArbeitnehmerInnenzu-
rückgeben können- an der Fi-
nanzierung der Pflegeversi-
cherung sind nur Staat und
Versicherte, nicht aber die Be-
triebe beteiligt. Nochvor dem
Sommer hatte der Minister
auf eine parlamentarische An-
frage geantwortet, es komme
nichtinFrage, dieBeitragssät-
ze zu senken. Die Regierung
plane, die Obergrenze für die
Reserven abzuschaffen, weil
das Geld in den kommenden
Jahren sowieso gebraucht
werde.

Schindluder
Die Überraschung folgte

dann Anfang vergangener Wo-
che: Carlo Wagner erklärte,
die Regierung wolle ange-
sichts des Überschusses in
der Pflegekasse ihren Beitrag
zeitweilig senken. Das Geld,
das für zukünftige Pflegeaus-
gaben gebraucht wird,
scheint noch viel dringender
für das Stopfen der Löcher
des Staatshaushaltes 2004 be-
nötigt zu werden. Doch der
Schuss könnte nach hinten
losgehen. Für die LSAP-Oppo-
sition sei das Regierungsvor-
haben eine Steilvorlage, so
ein Kommentari mLuxembur-
ger Wort.
Die Probleme der Kranken-

kassen sind anderer Natur. Es
war kein Geheimnis, dassihre
Finanzierung auf mittlere
Sicht nicht abgesichert war.
Nun aber bedroht die Finan-
zierungslücke bereits den

Haushalt 2004, deri mNovem-
ber verabschiedet werden
soll - also noch vor den Wah-
len. Richtig Auftrieb bekom-
men hat die Diskussion im
Vorfeld der Generalversamm-
lung der "Union des caisses
de maladie" (UCM), als die
Handwerkerföderation An-
fang des Monats den hohen
Krankenstand bei den Arbei-
tern als Grundfür das Defizit
ausmachte. Die Arbeiterkas-
seist davon direkt betroffen,
weil sie die Lohnfortzahlung
vomersten Krankheitstag an
übernimmt, während die Pri-
vatbeamtenkasse erst ab
dem vierten Monat ein-
springt.
Das Krankengeld sei eine

der Ursachenfür das Defizit,
bestätigt Robert Kieffer, Prä-
sident der UCMimGespräch
mit der woxx. Analysen hät-
ten eine dramatische Steige-
rung der Pro-Kopf-Ausgaben
zwischen 1999 und 2002 ge-
zeigt. Zumeinen würden, wie
währendder Krise nach1974,
i mmer mehr Arbeitnehmerin
die Invalidenrente gedrängt.
Zumanderen würden i mmer
weniger Invalidenrenten zu-
erkannt, und die Betroffe-
nen blieben"i mKrankengeld
hängen".
Pierre Bley, Generalsekre-

tär der "Union des entre-
prises luxembourgeoises"
(UEL), spricht gegenüber der
woxx von einer Explosion
beim "Absentéisme". Neben
der Problematik der Invali-
denrenten handle es sich vor
allemumkurzeKrankmeldun-
gen von jungen Arbeitneh-
mern- da werde Schindluder
mit der Krankenversicherung
getrieben. Pierre Bleyfordert,
diesen Missbrauchzuthema-
tisieren und schärfer zu kon-
trollieren. Robert Kieffer
sieht das ähnlich. Er verweist
auf einen vonihmverfassten
Bericht: "Ich habe geschrie-
ben, woes keine Kontrollege-
be, werde das ungerechtfer-

tigte Krankschreibenzur Nor-
malität." Zwar verfüge die
UCM nicht über die Informa-
tionen, welche Ärzte wie viel
krankschrieben, doch die Ar-
beiterkasse könne dies nach-
vollziehen.

WagnersListe
Dasscheint sie mittlerweile

zu tun. René Pizzaferri, Mit-
glieddes OGBL-Exekutivkomi-
tees, berichtet von einem
Brief des Ministeriums, der
die Kontrollbehörde anweise,
die von zwölf ausgesuchten
Medizinern vorgenommenen
Krankschreibungen ins Visier
zu nehmen. Der Gewerkschaf-
ter bezeichnet dies als "He-
xenjagd". Von der Maßnahme
seien nur die Krankmeldun-
gen der Arbeiter betroffen,
und sie richte sich nur gegen
die Patienten. "Sanktionenfür
Ärzte gibt es nicht, selbst in
Fällen, in denen die Kontroll-
behörde Krankenscheine für
ungültig erklärt", so René
Pizzaferri. Dass es bisher kei-
ne Kontrollen gegeben habe,
sei falsch- bei 340.000 Krank-
meldungen i m Jahr ermittle
die Behörde in etwa 15.000
Fällen. Auchbei denPrivatbe-
amten, so der Gewerkschaf-
ter, steige die Zahl der Krank-
meldungen- dasliegeamsich
verschlechternden Betriebs-
kli ma. Was das Invaliden-
Krankengeld angeht, soist er
opti mistisch: Wenn die neue
Regelung erst greife, sei mit
einemRückgang der lang an-
dauernden Krankmeldungen
zurechnen.
Doch nicht nur bei mKran-

kengeld, auchbei denSachlei-
stungen wie Medikamente,
Arztbesuche und Spitalauf-
enthalte öffnet sich die Sche-
re zwischen demBeitragsauf-
kommen und den Kosten.
"Das Loch in der Kasse wäre
schon längst größer, doch
es wurde durch denZuwachs
an Grenzgängern kaschiert",
erklärt Robert Kieffer. "De-
ren Beitragsvolumen steigt
schneller als ihre Ausgaben,
diejavonder Gesundheitspo-
litik in den Nachbarländern
mitbesti mmt werden. Durch
die Krise profitieren wir heute
weniger stark von diesem
Grenzgänger-Bonus."

Hinzu komme der Ausbau
imSpitalwesen. Dabei tragen
die Krankenkassen20 Prozent
der Investitionskosten und
die Gesamtheit der Folgekos-
ten. "Neue Kliniken, sechs
Magnetresonanz-Tomografen
statt wie bisher nur einer,
mehr Personal - das kostet
Geld. Dafür soll die Leistung
besser werden, hoffentlich",
sagt Robert Kieffer. Schließ-
lich stiegen auch die Arznei-
mittelpreisefür bessere, aber
viel teurere Produkte und die
Arzttarife- unter anderemals
Ergebnis der Verhandlungen
zwischen Ärztevereinigung
und Gesundheitsministerium.
Minister Carlo Wagner, des-
sen Standpunkt in dieser und
anderen Fragen die woxxger-
ne dargelegt hätte, hatte bis
Redaktionsschluss auf unsere
Anfrage nicht reagiert.
Die Kritik seiner Partei an

der Regierung dürfe nicht
missverstanden werden,
warnt der LSAP-Abgeordnete
Mars di Bartolomeo. Maßnah-
men, die zu einer Verbesse-
rung der Versorgung führten,
seien begrüßenswert, doch
mansolle vorher überihre Fi-
nanzierung nachdenken. Alle
paar Jahre werde sonst er-
neut festgestellt, dass Geld
fehle. "Dann wird vorgeschla-
gen, Spareffekte durch Leis-
tungsverschlechterungen zu
erzielen. Dabei ist die Bevöl-
kerung durchaus bereit,
mehr zu zahlen für bessere
Leistungen."

Solidaritäten
Dass manauf mittlere Sicht

die Gesundheitsausgabenein-
frieren könnte, glaubt Robert
Kieffer nicht: "Qualität und
Kosten werden weiter stei-
gen." Mehr Eigenbeteiligung
der Patienten könne, in klei-
nen Dosen, helfen, das Solida-
ritätsprinzip ins Bewusstsein
zurufen. "Was aber alle Studi-
en zeigen, ist, dass der Effekt
auf das Konsumverhalten ge-
ring ist. Schli mmer noch,
wenn sozial Schwächere we-
gen der hohen Eigenbeteili-
gung nicht mehr zumArzt ge-
hen, hat das desaströse Spät-
folgen für ihre Gesundheit
unddamitfür die Krankenkas-
sen", warnt Robert Kieffer.
Der Unternehmervertreter

Pierre Bley sieht das anders:
Eine Eigenbeteiligung sei un-
vermeidbar. Zur Gegenfinan-
zierung des Krankengeldes
verlangt er die Einführung
vonKarenztagenoder vonAb-
schlägenbei der Lohnfortzah-
lung. Aber auch bei denSach-

leistungen müssten neben
demStaat die Beitragszahler
zur Deckung des Defizits bei-
tragen. Beitragserhöhungen
dagegen, die zur Hälfte von
den Betrieben bezahlt wer-
den, kommen für Pierre Bley
nicht in Frage. Die Tripartite
habe das ausgeschlossen.
"Die Wirtschaft ist bereits
jetzt überbelastet. Der Stand-
ort Luxemburg muss attraktiv
bleiben. Bevor Geld verteilt
werden kann, muss es erwirt-
schaftet werden. Es sind die
Betriebe, die den Reichtum
schaffen."
"Falsch", sagt René Pizza-

ferri, "es ist vor allemdas so-
ziale Netz und die Kaufkraft,
die den Wohlstand aufrecht
erhalten." Sowieso seien die
Sozialbeiträge in Luxemburg
viel niedriger alsin den Nach-
barländern. Wenn alle ande-
ren Maßnahmen nicht aus-
reichten, müsse manstatt Lei-
stungsminderungen Beitrags-
erhöhungenins Augefassen-
die gehorchten nämlich dem
Solidarprinzip. Dabei hätten
die Betriebeihren50-Prozent-
Anteil zu erbringen. "Es war
Jean-Claude Juncker, nicht
aber die Gewerkschaftsver-
treter, der in der Tripartite
Mehrkosten für die Betriebe
ausgeschlossenhat."
Mars di Bartolomeo sieht

das gelassener: "Eine 50-zu-
50-Parität gibt es sowieso
nicht, wenn man dieteilweise
recht hohen Eigenbeteiligun-
gen einbezieht. Wenn den Be-
trieben die Luft ausgeht, wird
man andere Finanzierungs-
mittel suchen müssen, zum
Beispiel die Erhöhung der Ta-
baksteuer." Wenn andere
Maßnahmen nicht ausreich-
ten, müsse man die Beiträge
erhöhen, mit oder ohne Pari-
tät. "Aber nur, wenn damit
sichtbare Leistungsverbesse-
rungeneinhergehen. Die Absi-
cherung der Zahnmedizin
zum Beispiel ist unzurei-
chend. Wer ein Gebiss benö-
tigt und kein Geld hat, wird
mit 'hölzernen' Zähnen abge-
fertigt- eineregelrechte Zwei-
klassenmedizin. Da gibt es
nochviel Spielraum."

RaymondKlein

Einbahnstraße Gesundheitsversorgung: Neue Leistungen, neue Kosten. (Foto: Hilde Leubner)
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